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Diejenigen unter Ihnen, die primär des Kriegsthemas wegen gekommen sind und etwas über 
die „Herausforderungen der Gegenwart“ hören möchten, muss ich ein wenig vertrösten. Dem 
Anlass der heutigen Feierstunde gemäß will ich mich nämlich zunächst dem Artikel 16 der 
Confessio Augustana im Allgemeinen zuwenden, ehe ich daraus den Aspekt des „Rechte-
Kriege-Führens“ herausgreife. Ich meine allerdings, dass das, was die Reformatoren mit 
„rechten Kriegen“ meinten, nur aus diesem allgemeinen Zusammenhang heraus verständlich 
wird, und so ist der erste Teil meiner Ausführungen durchaus mehr als bloße historische Re-
miniszenz oder Gedenktagslyrik. 
  
„Den XVI. Artikel lassen ihnen [= sich] die Widersacher gefallen ohne alle weiter Fragen“. 
So konstatiert Melanchthon lapidar am Beginn seines Kommentars zum 16. Artikel der Con-
fessio Augustana (Apol 16, BSLK 307). Die „Widersacher“, das sind die Verfasser der „Con-
futatio“, der katholischen Widerlegungsschrift zum Augsburger Bekenntnis, und es gibt nicht 
viele Artikel in jenem Bekenntnis der vermeintlichen Ketzer, zu denen sie so vorbehaltlos 
Zustimmung signalisieren. Leicht mag ihnen das nicht gefallen sein, attestierten sie damit 
doch den Reformatoren ein rechtes Verständnis der weltlichen Ordnungen – und das war kei-
neswegs selbstverständlich, denn zu den beliebtesten und schärfsten anti-reformatorischen 
Waffen gehörte die Behauptung, die reformatorische Lehre von der Rechtfertigung „allein aus 
Glauben“ unabhängig von den Werken bagatellisiere alle moralische Verbindlichkeit, weil 
man ja für sein Heil nichts mehr tun muss, und untergrabe daher die öffentliche Ordnung. Auf 
diesem Ohr waren die Herrscher natürlich hellhörig, und die Reformatoren (und mehr noch 
die Fürsten und Magistrate, die die Reformation unterstützten) mussten ein ‚vitales Interesse‘ 
daran haben, den Eindruck zu entkräften, sie stürzten die deutschen Lande ins Chaos.  
 

Diesen gleichsam tagespolitischen Hintergrund müssen wir im Auge behalten, wenn wir 
jenen 16. Artikel verstehen wollen, der in der deutschen Fassung „Von der Polizei und weltli-
chem Regiment“ überschrieben ist (wobei „Polizei“ nicht wie heute die staatlichen Ordnungs-
kräfte meint, die der ‚inneren Sicherheit‘ dienen, sondern so etwas wie „politisches Leben“ 
überhaupt), während die lateinische Überschrift, von der Sie auf Ihrer Einladung eine Über-
setzung vorliegen haben, „De rebus civilibus“ lautet, „von den bürgerlichen (oder auch: welt-
lichen) Angelegenheiten“. Es hatte aber, wie wir sehen werden, keineswegs nur taktische 
Gründe, dass die Reformatoren die aktive wie passive Beteiligung an der Gestaltung des irdi-

schen Gemeinschaftslebens (und genau darum geht es in CA 16) für christlich nicht nur er-
laubt, sondern geradezu gefordert erklärten; dies ist vielmehr tief in der reformatorischen 
Theologie selbst verwurzelt.  

Was steht da aber? Zunächst ganz lapidar: „Die weltlichen Rechtsordnungen sind gute 
Gotteswerke.“ Deshalb ist es „den Christen erlaubt, obrigkeitliche Ämter zu führen, Richter 
zu sein, Recht zu sprechen (...), die Todesstrafe nach dem Recht zu verhängen [und, wie man 
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hinzufügen muss, zu vollstrecken], nach dem Recht Krieg zu führen, Soldatendienst zu tun, 
nach dem Gesetz Verträge zu schließen, Eigentum zu haben, Eide zu leisten auf Geheiß der 
Obrigkeiten, sich eine Frau zu nehmen, zu heiraten.“ Und ausdrücklich verurteilt werden all 
jene, die eine solche Beteiligung an der Gestaltung des irdischen Lebens ablehnen. Dies trifft 
auf der einen Seite die von den Reformatoren polemisch als „Wiedertäufer“ angesprochenen 
Gruppen, die heute als der „linke Flügel“ der Reformation bezeichnet werden: Ihnen ging die 
Reformation nicht weit genug, weil die Reformatoren in ihren Augen zu viele Kompromisse 
mit der bösen Welt eingingen, statt sich eindeutig von ihr loszusagen. Auf der anderen Seite 
aber gilt die Kritik dem Mönchtum. Denn es ist das Mönchtum, dem vorgeworfen wird, es 
verlege die „christliche Vollkommenheit (...) in die Flucht vor den weltlichen Geschäften“. 
Durch die Behauptung, erst die Orientierung an den „evangelischen Räten“ Armut, Keusch-
heit und Gehorsam ermögliche eine vollkommene christliche Lebensführung, während die 
bürgerliche Existenz des Nichtklerikers eine zwar erlaubte, aber zweifellos weniger vollkom-
mene Lebensform darstelle, durch diese Behauptung entsteht nämlich, so die Reformatoren 
unisono, ein doppeltes Missverständnis: Erstens lässt sich der Eindruck kaum vermeiden, als 
käme es letztlich doch auf die Leistung an, wenn es darum geht, die christliche Vollkommen-
heit zu erreichen, und als gäbe es zwei Klassen von Christen, die Normalchristen und die Per-
fekten. Dabei besteht doch – wie unser Artikel in aller wünschenswerten Deutlichkeit sagt – 
die „christliche Vollkommenheit“ in nichts anderem als „in Gottesfurcht und Glauben“, mit 
anderen Worten: in der „ewigen Gerechtigkeit des Herzens“. Diese Gerechtigkeit des Herzens 
wird nicht durch Eigenleistung erworben, sondern durch das Evangelium von Christus ge-
schenkt – „gratis“, wie es in Artikel 4 der CA in schöner Doppeldeutigkeit heißt: gnadenhal-
ber und umsonst. Zweitens aber wird durch die Bevorzugung der weltabgewandten klösterli-
chen Existenz der Eindruck genährt, die irdischen Ordnungen hätten mit Gott nichts zu tun, 
und sich an der Gestaltung dieser Welt zu beteiligen, sei religiös nicht gefordert, ja letztlich 
sogar schädlich. Doch das Gegenteil ist der Fall: „Für die Zwischenzeit“ – d.h. für die Zeit bis 
zur Wiederkunft Christi – „zerstört das Evangelium keineswegs das staatliche oder soziale 
Wesen [politiam aut oeconomian], sondern fordert ernstlich, es als Gottesordnung zu erhalten 
und Liebe darin zu üben.“ Daraus folgert die Konfession die unbedingte Christenpflicht, „den 
Obrigkeiten und den Gesetzen zu gehorchen“ – mit der einzigen Ausnahme, dass die Obrig-
keiten „verlangen, Sünde zu tun“, denn dann muss man „Gott mehr gehorchen als den Men-
schen“ (Apg 5,29). Doch selbst dann (das werden wir gleich noch genauer sehen) lehnen die 
Wittenberger Reformatoren, namentlich Luther, einen gewaltsamen Aufstand gegen die Ob-
rigkeit ab, sie verlangen vielmehr, die Folgen der Gehorsamsverweigerung geduldig passiv zu 
ertragen, bis hin zum Martyrium.  

Man hat darin immer wieder den Grund für eine angeblich für das Luthetum charakte-
ristische ‚Obrigkeitshörigkeit‘, einen lutherischen ‚Untertanengeist‘ sehen wollen, und histo-
risch nicht immer mit Unrecht. Wichtiger ist aber etwas anderes: Es geht den Reformatoren 
nämlich um eine prinzipielle Bejahung der Dinge dieser Welt, um eine positive religiöse Sicht 

auf die Gestaltung dieser Welt. In der Theologie spricht man von der „lutherischen Zwei-
Reiche-Lehre“, und wir müssen einen kurzen Blick darauf werfen, ehe wir uns der konkreten 
Frage des Kriegführens zuwenden.  

Die Lehre von den „zwei Reichen“ oder auch „zwei Regimenten“ meint, kurz gesagt, 
folgendes: Gott ‚regiert‘ seine Welt auf zweierlei Weise: durch die Offenbarung seines 
Heilswillens in der Verkündigung des Evangeliums und durch die Bewahrung der äußeren 
Ordnung seiner Schöpfung in der Durchsetzung seines Gesetzes. Das eine geschieht durch die 
Kirche, das andere im Wesentlichen durch die weltliche Obrigkeit. Das eine ist Gottes „ei-
gentliches Werk“ (opus proprium), denn es entspricht Gottes Wesen, der nach einem schönen 
Wort Luthers „ein eitel Backofen voll Liebe“ ist und diese Liebe nicht für sich behalten, son-
dern ausbreiten möchte; das andere ist Gottes „uneigentliches, fremdes Werk“ (opus alienum), 
weil es nicht notwendig wäre, wenn es die Sünde nicht gäbe, die die Ordnung der Schöpfung 
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gefährdet. Das eine vollzieht sich ohne Ausübung von äußerem Zwang, schlicht durch die 
Verkündigung des Evangeliums im Vertrauen darauf, dass dieses die Herzen der Menschen 
überzeugungsmächtig erreicht („sine vi, sed verbo“, ohne Gewalt, nur durch das Wort, sagt 
CA 28 lapidar); das andere schließt Gewaltanwendung ein, weil dem Bösen, das ja seinerseits 
gewalttätig und zerstörerisch auftritt, wirkkräftig gewehrt werden muss. Eine Vermischung 
der beiden „Reiche“ ist nach Überzeugung der Reformatoren unbedingt zu vermeiden: Weder 
darf das Evangelium gewaltsam ausgebreitet werden, noch dürfen Obrigkeiten unter Berufung 
auf Jesu Gewaltlosigkeit darauf verzichten, gegen die Zerstörung der äußeren Ordnung aktiv 
einzuschreiten; auch Einzelchristen können sich nicht auf Glaubensgründe berufen, wenn sie 
sich daran nicht beteiligen wollen. Im Gegenteil: Luther veranschlagt22 den Wert der äußeren 
Ordnung des Zusammenlebens so hoch, dass er die Pflicht zur Beteiligung daran direkt aus 
dem Gebot der Nächstenliebe ableitet. Denn, modern gesprochen: Chaotische soziale Ver-
hältnisse, fehlende Durchsetzung des Rechts, ökonomische Ungerechtigkeit etc. gefährden 
das irdische Wohl des Einzelnen nicht weniger als individuelle Verfehlungen wie Lüge, sexu-
elle Untreue oder Diebstahl. Die Nächstenliebe gebietet daher nicht nur ein Privatethos, das in 
einem ‚anständigen Leben‘ im persönlichen Nahbereich besteht, sondern sie gebietet ebenso 
die Bereitschaft, Verantwortung für die Gestaltung des politisch-gesellschaftlichen Lebens zu 
übernehmen. Wer das tut, wirkt mit an Gottes welterhaltendem Handeln, und Luther scheut 
sich nicht zu sagen: Dadurch und darin wirkt Gott selbst. 

CA 16 – um wieder darauf zurückzukommen – spricht Gottes Weltbejahung und ihre 
Bedeutung für die Christen unter zwei Aspekten an: Zum einen dürfen Christen die Dinge 
dieser Welt nutzen und genießen, sie dürfen Eigentum erwerben, sie dürfen heiraten und ge-
nerell verbindliche Rechtsverhältnisse eingehen. Sie müssen das alles nicht (es gibt keine 
Christenpflicht zu heiraten und Kinder in die Welt zu setzen, und Luther kann auch sagen, 
dass es besser ist, Rechtsverzicht zu üben als das eigene Recht durchzusetzen), aber sie dürfen 
es, ohne dass sie dadurch schlechtere Christen würden. Zum anderen aber sind Christen ver-

pflichtet, an der Gestaltung der Gesellschaft mitzuwirken.  
Zur Herstellung geordneter öffentlicher Verhältnisse gehören nun aber auch das Krieg-

führen und der Kriegsdienst. Daran lassen die Reformatoren keinen Zweifel. Am deutlichsten 
äußert sich Luther dazu in einer Schrift mit dem schönen Titel „Ob Kriegsleute auch in seli-
gem Stande sein können“ aus dem Jahr 1526, ein Jahr nach dem Bauernkrieg – es handelt sich 
also um ein damals höchst aktuelles Thema.3 Der Titel klingt so, als wäre das eine offene Fra-
ge. Der Text selber lässt aber an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. Ja, wer gezielt Zitate 
sucht, um ‚Luthers dunkle Seiten‘ zu illustrieren, der dürfte hier im Übermaß fündig werden. 
Die Schrift handelt davon, „ob der christliche Glaube, durch welchen wir vor Gott für fromm 
gerechnet werden, auch neben sich leiden könne, dass ich ein Kriegsmann sei, Krieg führe, 
würge und steche, raube und brenne, wie man dem Feinde in Kriegszeiten nach Kriegsrecht 
tut“ (53) – und Luther antwortet mit einem unzweideutigen Ja. Denn zwar „scheint“ es nicht 
so, „dass Töten und Rauben ein Werk der Liebe sei“, und deshalb denkt der „Einfältige“, „es 
sei nicht ein christliches Werk, zieme auch einem Christen nicht zu tun“ – es ist aber doch „in 
Wahrheit auch ein Werk der Liebe“ (54). Warum? Luther vergleicht das Kriegshandwerk mit 
der Kunst eines guten Arztes: „wenn die Seuche so böse und groß ist, dass er Hand, Füße, Ohr 
und Augen abhauen oder verderben muss, auf dass er den Leib errette, scheint es, er sei ein 
gräulicher, unbarmherziger Mensch, wenn man das Glied ansieht, das er abhaut. Wenn man 
aber den Leib ansieht, den er damit erretten will, so findet sich’s in Wahrheit, dass er ein treff-
licher, treuer Mensch ist, und ein gut christlich (so viel es an ihm selbst ist) Werk tut.“ (54) 
Ebenso ist es mit dem „Kriegsamt“: „wie es die Bösen straft, die Unrecht haben tötet und sol-
chen Jammer anrichtet, scheint es ein gar unchristlich Werk zu sein und ganz und gar gegen 
die christliche Liebe. Sehe ich aber an, wie es die Frommen schützt, Weib und Kind, Haus 
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und Hof, Gut und Ehr und Friede damit erhält und bewahrt, so findet sich’s, wie köstlich und 
göttlich das Werk ist, und ich merke, dass es auch ein Bein oder Hand abhaut, auf dass nicht 
der ganze Leib vergehe.“ (54) Damit ist natürlich schon angedeutet, dass nicht jeder Krieg als 
solcher bereits ein „göttlich Werk“ ist, zumindest muss der durch den Krieg angerichtete 
Schaden den dadurch verhinderten Schaden weit unterbieten. Aber wenn das so ist, dann ist 
nach Luther „die Hand, die solch Schwert führt und tötet, (...) nicht mehr Menschenhand, 
sondern Gotteshand, und nicht der Mensch, sondern Gott hängt, rädert, enthauptet, tötet und 
führt Krieg. Es sind alles seine Werke und seine Gerichte.“ (55) Und am Ende der Schrift 
lässt Luther ein Gebet für Soldaten vor der Schlacht abdrucken und schließt mit den Worten: 
„Willst du darauf [sc. im Anschluss an das Gebet] das Glaubensbekenntnis und ein Vaterun-
ser sprechen, kannst du es tun und es damit bewenden sein lassen. Und befiehl damit Leib und 
Seele in seine Hände. Und zieh dann vom Leder und schlage drein in Gottes Namen.“ (85) 
Worte, die man womöglich aus dem Munde des Reformators eher ungern hört ...  

Gewiss, auch für Luther ist, wie bereits gesagt, nicht jeder Krieg berechtigt. Keineswegs 
redet Luther einem leichtfertigen Anzetteln von militärischen Konflikten das Wort. Er warnt 
sogar eindringlich vor dem Leiden, das der Krieg mit sich bringt. Akzeptabel ist einzig der 
Verteidigungskrieg. Luther steht hier in der Tradition der Lehre vom „gerechten Krieg“ (bel-

lum iustum), die schon auf den Kirchenvater Augustinus zurückgeht, im Mittelalter durch 
Thomas von Aquin systematisiert worden ist und – wie wir noch sehen werden – bis in die 
Gegenwart diskutiert wird. Diese Lehre sollte den Krieg einschränken, indem sie genaue 
Gründe benannte, die allein einen Krieg legitimieren. Diese Gründe sind im Wesentlichen: 1. 
Nur eine legitime Obrigkeit darf Krieg führen; 2. Die Kriegsziele müssen legitim sein; 3. Der 
Schaden durch den Krieg darf nicht größer sein als der angestrebte Nutzen (d.h.: Verhältnis-
mäßigkeit von Mittel und Zweck). Aber ungeachtet dieser Kriterien, die der Obrigkeit zur 
Vermeidung unrechtmäßiger Kriege eingeschärft werden, gehört es zu den Pflichten der Un-
tertanen, sich an einem von der Obrigkeit begonnenen Krieg zu beteiligen. Ein Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung im modernen Sinn kennt Luther nicht. Pazifismus galt im Luther-
tum bis weit ins 20. Jahrhundert hinein als Ausdruck eines „Schwärmertums“, das die Augen 
verschließt vor dem Bösen in der Welt, und als verantwortungslose Unsolidarität, die sich 
weigert, aktiv zum Schutz der bedrohten Nächsten beizutragen. Dietrich Bonhoeffer etwa hat 
erstmals während eines Studienaufenthalts in New York einen ‚echten‘ Pazifisten kennen ge-
lernt und war gleichsam über sich selbst erstaunt, dass er diese Haltung als zeugnishaften 
Ausdruck der Nachfolge Christi anerkennen konnte; in Deutschland waren solche Erfahrun-
gen unmöglich.  

Allerdings beschäftigt sich Luther durchaus mit der Frage, was zu tun ist, wenn die 
Kriegsgründe der Obrigkeit nicht legitim sind. Zunächst gilt die Regel: Im Zweifel für die 
Obrigkeit! D.h.: Es müssen schon sehr starke Gründe vorliegen, wenn der Obrigkeit abge-
sprochen werden soll, einen „rechtmäßigen“ Krieg zu führen. Im Regelfall ist ihr in dieser 
Hinsicht ein Vertrauensvorschuss entgegen zu bringen. Meint der Untertan jedoch solche 
Gründe zu erkennen, ist er berechtigt, ja verpflichtet, den Gehorsam zu verweigern. Er muss 
dann allerdings die Konsequenzen erdulden, und das schließt ggf. das Martyrium ein. Ein 
aktives Widerstandsrecht oder eine Widerstandspflicht gegenüber einer solchen Obrigkeit, gar 
die Möglichkeit eines Aufruhrs oder Umsturzes lehnt Luther hingegen emphatisch ab. Auch 
die schlechte Obrigkeit steht im Dienste Gottes, und es steht den Christen nicht zu, sich dage-
gen aufzulehnen; sie sollen die Bedrückung durch eine solche Herrschaft eher als eine Strafe 
Gottes für ihre Sünden und als Prüfung auffassen.  

Diese Haltung mag uns vormodern erscheinen, und sie ist es in vieler Hinsicht auch, 
und es zeigt sich daran, dass nicht jedes Wort des Reformators unverändert in die Gegenwart 
übertragen werden kann. Aber wir dürfen nicht vergessen, dass diese Haltung das deutsche 
Luthertum bis weit ins 20. Jahrhundert hinein, genauer: bis zum Ende des II. Weltkriegs, ge-
prägt hat. Und wenn wir die Biographien der protestantischen Widerstandskämpfer im „Drit-
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ten Reich“ studieren, dann sehen wir, wie lange die Meisten von ihnen mit dieser Tradition 
ringen mussten, ehe sie sich zum aktiven, gewaltsamen Widerstand gegen ein als verbreche-
risch erkanntes Regime entschlossen. Längerfristig führte diese Erfahrung einer ‚radikal bö-
sen‘ Obrigkeit im Luthertum zu einer tiefgreifenden Revision der Ethik des Politischen. Was 
‚rechte Obrigkeit‘ ist, wie weit die ‚Untertanen‘ ihr Gehorsam schulden und welche Mittel des 
Widerstands gegen sie erlaubt und geboten sind, dies alles musste neu durchbuchstabiert wer-
den. Umso mehr galt dies im Bezugsrahmen der modernen Bürgerdemokratie, in der Katego-
rien wie „Obrigkeit“ und „Untertanen“ ohnehin veraltet und deplaciert wirken und das, was 
sie meinen, unter dem Aspekt der Loyalität der Bürger zur politischen Ordnung reformuliert 
werden muss. Der Luther noch unbekannte moderne Gedanke der Volkssouveränität, der alle 
politische Macht auf die Legitimierung durch die Bürger gründet, entzieht einer uneinge-
schränkten Gehorsamspflicht gegen die ‚Obrigkeit‘ ohnehin die Grundlage.  

Von der Frage des Widerstands zu unterscheiden ist die Beurteilung des Kriegführens 
selbst. Auch hier bedeutete der II. Weltkrieg eine tiefe Zäsur. Dass Kriege sozusagen zu den 
normalen Mitteln der Weltgestaltung gehören, die Gott den Menschen aufgetragen hat, wurde 
zunehmend zweifelhaft. Warum? Zunächst ist natürlich zu nennen die Kriegserfahrung selbst. 
Der II. Weltkrieg mit den umfassenden Verwüstungen, die er mit sich brachte, mit dem Tod 
vieler Millionen Menschen, davon die übergroße Mehrheit Zivilbevölkerung, machte über-
deutlich, dass Kriege die Ordnung zerstören, die sie zu schützen beanspruchen. Die erste 
Vollversammlung des „Ökumenischen Rates der Kirchen“ in Amsterdam 1948 formulierte 
deshalb den Grundsatz: „Krieg soll nach Gottes Willen nicht sein“ und leitete damit einen 
Paradigmenwechsel der christlichen Friedensethik ein; dass Gott selbst „hängt, rädert, ent-
hauptet, tötet und Krieg führt“, wie wir das bei Luther gehört haben, lässt sich unter diesem 
Vorzeichen kaum mehr sagen.  

Für die weitere Entwicklung spielte in Deutschland ein Faktor eine Rolle, der heute fast 
vergessen ist: Angesichts der deutschen Teilung, die an der innerdeutschen Grenze die beiden 
feindlichen Blöcke aufeinander prallen ließ, hätte eine kriegerische Auseinandersetzung dazu 
geführt, dass – wie damals gesagt wurde – „Deutsche auf Deutsche schießen“. Diese Einsicht 
machte es erstmals denkbar, das Aufstellen einer Armee nicht mehr als selbstverständliches 
Element von Staatlichkeit zu verstehen (Wiederbewaffnungsdebatte!), und Kriegsdienstver-
weigerung erschien jetzt nicht mehr ausschließlich als verantwortungsloser Verstoß gegen das 
Nächstenliebegebot, sondern konnte als christlich mögliche, vielleicht sogar gebotene Verhal-
tensoption wahrgenommen werden.  

Ungleich gravierendere Konsequenzen hatte die militärtechnische Entwicklung hin zu 
Waffen mit einer bisher unbekannten Zerstörungskraft, besonders den atomaren Massenver-
nichtungsmitteln. Ihr Einsatz widerspräche entscheidenden Grundregeln der Lehre vom „ge-
rechten Krieg“: Eine Unterscheidung von Kombattanten und Nichtkombattanten, von Solda-
ten und Zivilisten ist nicht mehr möglich, und das Zerstörungspotenzial dieser Waffen führt 
jeden mit ihrem Einsatz verbundenen positiven Zweck ad absurdum: Alles was dadurch ge-
schützt werden soll, wird durch sie zerstört. In der Ablehnung eines Atomkriegs herrschte 
daher im deutschen Protestantismus völliger Konsens. Strittig blieb hingegen, ob die Herstel-
lung und Aufstellung von Atomwaffen zur Abschreckung friedensethisch verantwortbar sei. 
Die paradoxe Logik bestand eben darin, diese Waffen bereit zu halten und mit ihrer Anwen-
dung zu drohen – zu dem einzigen Zweck, sie nicht anwenden zu müssen. Hier standen sich 
in den evangelischen Kirchen zwei Positionen gegenüber: Die einen hielten die Logik der 
Abschreckung angesichts der konkreten Bedrohung für vertretbar, ja im Sinne einer Verant-
wortungsethik sogar für zwingend geboten und unterstellten den Gegnern verantwortungslose 
Gesinnungsethik. Die anderen wiederum verwarfen das Abschreckungstheorem wegen der 
mit der Aufstellung dieser Waffen verbundenen prinzipiellen Bereitschaft, sie auch anzuwen-
den, argumentierten aber durchaus auch pragmatisch-verantwortungsethisch, wenn sie beton-
ten, die Spirale des Wettrüstens erhöhe kontinuierlich die Gefahr einer Entladung der Gewalt 



6 

 

und binde zudem ökonomische und technologische Kapazitäten, die dringend nötig wären, um 
die Armut in der Welt zu bekämpfen (was ja im Übrigen längerfristig auch eine friedensför-
dernde Maßnahme ist). Kirchliche Stellungnahmen in den Jahrzehnten des „Kalten Krieges“ 
versuchten, beiden Positionen gerecht zu werden und sie auszubalancieren. Je länger je deut-
licher geschah dies dadurch, dass dem System der Abschreckung nur noch eine zeitlich be-
schränkte Berechtigung zugesprochen wurde („noch verantwortbar“), während seine Über-
windung in Richtung auf eine Friedensordnung die Leitperspektive politischen Handelns bil-
den sollte.  

Einigkeit bestand dabei darin, dass die Lehre vom „gerechten Krieg“ im Atomzeitalter 
obsolet geworden sei. Eine theologische Rechtfertigung von Kriegen könne und dürfe es nicht 
mehr geben. Theologen wie Wolfgang Huber forderten, es gelte stattdessen eine Lehre vom 
„gerechten Frieden“ zu entwickeln. Das „rechte Kriege führen“ aus CA 16 erschien ange-
sichts dessen als revisionsbedürftig. Scharfsinnige Beobachter wie Helmut Gollwitzer (der 
übrigens eher dem ‚linken‘, rüstungskritischen Lager angehörte) merkten allerdings schon in 
den 50er Jahren an, dass die Ablehnung der atomaren Rüstung die Geltung der Lehre vom 
„gerechten Krieg“ voraussetzt und aus der Anwendung der Kriterien dieser Lehre folgt – ein 
Atomkrieg ist ja, wie gesagt, eben deshalb unsittlich, weil er zerstört, was er schützen soll. 
Das heißt dann natürlich, dass weiterhin nicht jede militärische Gewaltanwendung ausge-
schlossen ist, und nicht von Ungefähr gehörte Gollwitzer in den späten 60er und 70er Jahren 
zu denen, die eine Unterstützung militärisch agierender Befreiungsbewegungen in der „Drit-
ten Welt“ ausdrücklich befürworteten – in einer Diskussion, die damals den Protestantismus 
tief spaltete, heute aber, wenn ich recht sehe, weithin vergessen ist.  

Wie dem auch sei: Der Zusammenbruch der sozialistischen Regime in Osteuropa, das 
Ende des „Kalten Krieges“ führte zu völlig neuen Konstellationen. Das Auseinanderbrechen 
Jugoslawiens und die damit verbundenen gewaltsamen Konflikte stellten drastisch vor Augen, 
dass begrenzte Kriege jetzt wieder führbar geworden waren, selbst in Europa (in anderen 
Weltteilen sagte man damit nichts Neues). Besonders angesichts des Kosovokonflikts stellte 
sich in Deutschland erstmals wieder die Frage eines konkreten Einsatzes deutscher Soldaten. 
Noch einschneidender war die Erfahrung des 11. September 2001. Der unangekündigte, von 
einer dezentral und weltweit agierenden nichtstaatlichen Gruppe geplante und durchgeführte 
Terrorangriff konfrontierte die Welt mit einer neuartigen Dimension der Gefährdung, für de-
ren Analyse und Bewältigung die politischen und militärischen Kategorien und Strategien aus 
der Zeit des „kalten Krieges“ sich endgültig als unbrauchbar oder jedenfalls anpassungsbe-
dürftig erwiesen. Dies gilt auch angesichts der jüngsten Entwicklung, dem Atomstreit mit 
Nordkorea und v.a. Iran, denn zwar kehrt hier die Gefahr eines atomar geführten Kriegs wie-
der ins Blickfeld zurück (eine Gefahr übrigens, die nie wirklich verschwunden war), aber 
eben nicht mehr unter dem neutralisierenden Schirm des „Gleichgewichts des Schreckens“.   

Auch für die Kirche bedeuteten diese Entwicklungen eine enorme Herausforderung. Die 
Frage stellte sich, inwieweit der mühsam errungene (und ohnehin nicht spannungsfreie) frie-
densethische Konsens der Nachkriegszeit unter den neuen Bedingungen tragfähig blieb. In 
Deutschland kam noch erschwerend hinzu, dass die evangelischen Kirchen der DDR eine 
deutlicher pazifistische Position bezogen hatten als die Kirchen in der ‚alten‘ Bundesrepublik. 
Die friedensethischen Diskussionen fielen daher zusammen mit den spannungsreichen Pro-
zessen der Wiedervereinigung der Kirchen in der EKD und wurden davon z.T. überlagert 
(Stichwort: Militärseelsorgevertrag). Von der Sache her ging es im Kern darum, ob die kate-
gorische Ablehnung, militärische Mittel anzuwenden, auch unter den veränderten Bedingun-
gen weiter verantwortet werden konnte. Besonders der Kosovokonflikt verschärfte die Dring-
lichkeit der Frage, da hier die Beendigung oder Verhinderung eines Genozids als Legitimati-
onsgrund für das militärische Einschreiten angeführt wurde – es handle sich um eine „huma-
nitäre Intervention“. Dies erwies sich zwar im Rückblick als recht einseitige Sicht der Dinge, 
und es gibt ernst zu nehmende Stimmen, die einwenden, das Eingreifen der NATO habe jenes 
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Ausmaß an Gewalttaten erst provoziert, das dadurch verhindert werden sollte. Aber das prin-
zipielle Dilemma, dass es Situationen zu geben scheint, in denen der Einsatz militärischer 
Gewalt nötig ist, um Gewalt zu beenden oder zu verhindern, wird durch diesen Einwand ja 
nicht beseitigt. Man kann sich diesem Dilemma natürlich radikalpazifistisch verweigern und 
fordern, die Kirche dürfe sich nicht auf ‚realpolitische‘ Differenzierungen einlassen, sondern 
müsse sich um der Klarheit ihres Friedenszeugnisses willen unzweideutig (und ohne Berück-
sichtigung des Einzelfalls) gegen jeden Militäreinsatz aussprechen. Wer diesen Weg nicht 
gehen möchte, braucht allerdings Kriterien, wann militärisches Eingreifen allenfalls ethisch 
legitim sein könnte. Diese Kriterien bot klassischerweise die Lehre vom „gerechten Krieg“, 
die aber in den Diskussionen um die atomare Rüstung für obsolet erklärt worden war. Zwar 
betonen kirchliche Stellungnahmen zu den aktuellen Konflikten weiterhin nahezu unisono, an 
der Abkehr von dieser Lehre müsse festgehalten werden. Die Rede von „gerechten Kriegen“ 
suggeriere, dass es gute, gar wünschenswerte Kriege geben könne, ja dass Kriegführen ein 
sozusagen ‚normales‘ Mittel der Politik sei. Demgegenüber müsse der „gerechte Friede“ als 
Leithorizont allen konfliktpolitischen Handelns eingeschärft werden. Faktisch werden jedoch 
die in der Lehre vom „gerechten Krieg“ entwickelten Kriterien für die Legitimität von Krie-
gen umstandslos zur Beurteilung militärischer Maßnahmen herangezogen. So zweifelt die 
vorhin erwähnte Kritik am Kosovo-Einsatz an, ob der durch diesen angerichtete Schaden tat-
sächlich kleiner ist als der dadurch verhinderte Schaden, ja ob der Einsatz überhaupt geeignet 
war, den Schaden zu verhindern. Und die Ablehnung des Irakkriegs speiste sich nicht zuletzt 
aus dem Motiv, hier sei der Militäreinsatz erkennbar nicht die ultima ratio der Politik gewe-
sen.  

Vielleicht ist aber die Alternative zwischen „gerechtem Krieg“ und „gerechtem Frie-
den“ falsch gestellt. Die Lehre vom „gerechten Krieg“ hatte nie die Funktion, Kriege religiös 
zu verklären; sie diente immer der Absicht, die Gründe zum Kriegführen möglichst eng zu 
definieren, und war dem Ziel der Friedenssicherung verpflichtet. Umgekehrt schließt die Rede 
vom „gerechten Frieden“ nicht grundsätzlich die Möglichkeit aus, dass es nötig sein könnte, 
zur Sicherung bzw. Gewinnung eines „gerechten Friedens“ militärische Gewalt anzuwenden. 
Deshalb hat m.E. eine ausformulierte Lehre vom „gerechten Krieg“ im Rahmen des Konzepts 
vom „gerechten Frieden“ durchaus ihr begrenztes Recht – begrenzt deshalb, weil der Einsatz 
militärischer Gewalt nie ein Selbstzweck, nie ein selbstverständliches Mittel der Politik sein 
kann, sondern allenfalls als radikale Ausnahme (die zudem ein Scheitern der Politik anzeigt) 
zu rechtfertigen ist.  

Lässt man die kirchlichen friedensethischen Diskussionen der letzten Jahre Revue pas-
sieren, so fällt auf, dass sich die dort vertretenen Positionen nicht wesentlich von den gesamt-
gesellschaftlichen Debatten unterscheiden. Statistisch war etwa die Ablehnung des Irak-
Kriegs vermutlich bei den Protestanten genauso hoch wie in der Gesamtbevölkerung, und die 
Argumente pro und contra waren weithin dieselben. Wie in vielen anderen Fragen bildet die 
Kirche auch hier den gesellschaftlichen Pluralismus weitgehend in sich selbst ab. Das ist auch 
kein Wunder; denn den Kirchen steht in weltlichen Fragen kein übernatürliches Sonderwissen 
zur Verfügung, das es ihnen ermöglichte, im Gestus des Prophetischen besser als andere zu 
wissen, was richtig ist. Christen im Allgemeinen und Kirchenleitungen im Besonderen sind 
keine Hellseher. Christen sind auch insofern noch Teil der Welt, als sie dem Streit um gut und 
böse, recht und falsch nicht entzogen sind. Deshalb wird den Kirchen von wohlmeinenden 
oder weniger wohlmeinenden Beobachtern immer wieder nahegelegt, bei ihrem religiösen 
‚Kerngeschäft‘ zu bleiben und zu politischen Fragen besser zu schweigen. Wenn aber die 
Weltgestaltung Ausdruck der in der Nächstenliebe gründenden Verantwortung ist (und das 
sagen die Reformatoren ja), dann lässt sie sich kaum aus dem kirchlichen ‚Kerngeschäft‘ (um 
im Bild zu bleiben) ‚outsourcen‘. Dennoch muss sich die Kirche immer fragen, was sie denn 
Spezifisches zu den Diskussionen um politische und gesellschaftliche Fragen beizutragen hat, 
damit kirchliche Stellungnahmen nicht einfach verdoppeln, was ohnehin alle sagen. Was also 
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kann die Kirche Orientierendes im Blick auf die aktuellen Konflikte sagen? Dazu abschlie-
ßend einige wenige Andeutungen.  

Ein erster Punkt: Die Terroranschläge am und seit dem 11.9.2001 und die darauf fol-
genden Kriege markierten nicht nur eine neue Qualität des Konfliktaustrags. Die religiöse 
Begründung dieser Anschläge (und teilweise auch der amerikanischen Gegenmaßnahmen!) 
machte vielmehr die Religionen selbst gewissermaßen zu einem Teil des Problems. Die kon-
flikterzeugenden und die friedenstiftenden Potenziale der Religionen wurden zum friedens-
ethischen Thema.4 Die Religionen mussten sich – gewollt oder ungewollt – als Akteure auf 
dem Feld der globalisierten Konflikte erkennen. Sie mussten sich der Frage stellen, inwieweit 
sie an der Entstehung von Konflikten beteiligt waren und sind und was sie zur Befriedung und 
Überwindung dieser Konflikte beitragen könnten. Deshalb gehört zum kirchlichen Friedens-
zeugnis, wie ich meine, an erster Stelle so etwas wie Selbstaufklärung und Selbstprüfung im 
Blick auf die eigene Tradition. Dabei muss überhaupt nicht bezweifelt werden, dass die christ-
liche Botschaft in ihrem Kern friedlich ist und eine schon in die Gegenwart hereinragende 
Hoffnung auf einen universalen, unverbrüchlichen „ewigen Frieden“ verkündet. Dieser „Frie-
den, der höher ist als alle Vernunft“, ist allerdings von allen innerweltlichen Friedensbemü-
hungen und Friedenszuständen unterschieden. Irdischer Friede ist grundsätzlich unvollkom-
men, begrenzt, prozesshaft, ebenso fragmentarisch wie fragil. D.h.: Friede bleibt gefährdet, 
‚totaler Friede‘ ist kein mögliches Produkt menschlichen Handelns. Auch das Streben nach 
Frieden ist dieser Dynamik nicht entnommen. ‚Friedfertigkeit‘ kann unbeabsichtigt konflikt-
fördernde Effekte nach sich ziehen, kann missbraucht werden, etc. Dies gilt natürlich auch für 
die Verkündigung und das Handeln der Kirche selbst. Das zu wissen, muss dann aber das Re-
den und Handeln der Kirche prägen. Stellungnahmen zu innerweltlichen Konflikten setzen 
daher aus sachlichen wie aus Glaubwürdigkeitsgründen eine kritische Selbstprüfung der Kir-
che voraus, ja schließen diese ein. Die Kirche wird glaubwürdiger vom Frieden reden können, 
wenn sie sich und ihren Adressaten die heilvollen ebenso wie die unheilvollen Dimensionen 
ihrer eigenen Geschichte transparent macht. Sie wird realistischer vom Frieden reden können, 
wenn sie aus ihrer eigenen Geschichte lernt und in der Gegenwart sensibel wird für die mögli-
chen Wirkungen ihres eigenen Redens und Handelns, wenn sie, mit anderen Worten, sich 
ihrer selbst als Akteur bewusst wird. Eine solche selbstkritische Offenheit könnte (ich drücke 
mich bewusst vorsichtig aus) exemplarisch sein für einen reflektierten Umgang mit der eige-
nen Endlichkeit und Fehlbarkeit und könnte damit als solche bereits einen Beitrag leisten zu 
einem gehaltvollen öffentlichen Diskurs über die rechten Wege zum Frieden.  

Dies ist auch wichtig (und damit komme ich zu einem zweiten Punkt) für den interreli-
giösen Dialog, näherhin für den Umgang mit jenen Formen eines religiösen Fundamentalis-
mus, die den Kampf gegen die säkularen Gesellschaften des ‚Westens‘ als Kampf gegen den 
Unglauben verstehen und legitimieren. Die christlichen Kirchen haben in einem Jahrhunderte-
langen Prozess weithin gelernt, die neuzeitliche Unterscheidung von Politik und Religion aus 

religiösen Gründen zu bejahen. Es gehört dann aber zu den friedensethisch relevanten Aufga-
ben der Kirche, im Dialog mit anderen Religionen ihre geschichtlich gewachsenen Erfahrun-
gen mit der neuzeitlichen Religionsfreiheit und Religionstoleranz so zu kommunizieren, dass 
die Differenz von religiösen Wahrheitsansprüchen und ihrer politisch-gesellschaftlichen 
Durchsetzung als eine für die Religion selbst heilsame erkennbar wird. Die Kirche kann so 
dazu beitragen, dass auch andere Religionen ähnliche Formen einer nicht-entfremdenden 
Selbstzurücknahme zu entwickeln vermögen, die ein friedliches Zusammenleben von Men-
schen und Völkern mit unterschiedlicher Weltanschauung allererst möglich macht. Eingedenk 
der Tatsache, dass auch die christlichen Traditionskirchen Jahrhunderte voller tiefgreifender 
Kontroversen brauchten, um diese Einsicht zu internalisieren, hat die Kirche dann auch die 
Verantwortung, im kulturell-gesellschaftlichen Diskurs dafür einzutreten, dass den Entwick-

                                                           
4 Vgl. den von Peter Waldmann und mir herausgegebenen Band: Die Ambivalenz des Religiösen. Religionen als Friedensstif-
ter und Gewalterzeuger, Freiburg i.Br. (erscheint 2008). 
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lungen in anderen Religionen Zeit eingeräumt wird. Das schließt eine Kritik an den Verhält-
nissen in anderen Religionen nicht aus, aber es verbietet Aussagen wie jene, dass etwa dem 
Islam der Gedanke der Religionstoleranz grundsätzlich unmöglich wäre.  

Dies sind Aufgaben, bei denen wir sozusagen ‚vor der eigenen Haustür kehren‘. Wie 
steht es aber mit den im engeren Sinn konflikt- und friedens-ethischen Fragen? Was hat die 
Kirche also konkret zur Bewältigung gewaltsamer Konflikte zu sagen? Hier scheinen mir – 
und damit komme ich auch zum Schluss – zwei Gesichtspunkte grundlegend:  

Erstens folgt aus der christlichen Friedensbotschaft m.E. zwingend ein Primat der ge-
waltvermeidenden Friedenssicherung. Die lange (und auch im Protestantismus lange Zeit do-
minante) Tradition, den Krieg zu einem bedauerlichen, aber unvermeidlichen Signum 
menschlicher Existenz in dieser Welt zu erklären und damit zu einem gleichsam ‚normalen‘ 
Mittel der Politik zu stilisieren, ist nach dem II. Weltkrieg zurecht abgebrochen und darf nicht 
– in wie auch immer gewandelter Form – wieder auferstehen. Dasselbe gilt übrigens im Blick 
auf neue Kriegsbegründungen, die vor apokalyptischem Hintergrund Kriege im Zusammen-
hang eines endzeitlichen „Kampfes gegen das Böse“ legitimieren, bei dem die Christen nicht 
beiseite stehen dürften. Einer solchen religiösen Aufladung von Kriegen ist aus religiösen 

Gründen zu wehren. 14  
Zweitens lehrt das biblische Zeugnis einen fundamentalen Zusammenhang von Frieden 

und Gerechtigkeit. „Friede“ ist ein umfassender Begriff, der sich nicht auf die Abwesenheit 
von Krieg einschränken lässt. Auch ist nicht jede Abwesenheit von Krieg Frieden. Das wuss-
ten schon die Propheten: „Sie sagen ‚Frieden, Frieden‘, und ist kein Frieden!“ (Jeremia) Frie-
den ist qualifizierte Wohlordnung. Dies bringt der Ausdruck „gerechter Friede“ in gelungener 
Weise zur Darstellung. Nur eine gerechte Ordnung verdient den Namen Friedensordnung. 
Das gilt in umfassendem Sinn: Ein Friede, der nur regional und segmentär verwirklicht ist und 
also Andere ausschließt, ist kein wirklicher, zumindest noch kein vollkommener Friede. Viel-
leicht gehört es zu den genuinen friedensethischen Aufgaben der Kirche, die ja eine allen 
Menschen geltende, sogar die ganze Schöpfung einbeziehende, universale Gerechtigkeit ver-
kündet, in der Öffentlichkeit das Bewusstsein lebendig zu halten für diejenigen Menschen und 
Menschengruppen, die (noch) keinen Frieden haben, und für diejenigen Wirklichkeitsberei-
che, die für einen umfassenden Frieden relevant sind. Dies hat im Übrigen nichts zu tun mit 
jenem teils griesgrämigen, teils besserwisserischen Gutmenschentum, als das es häufig kari-
kiert wird. Im Gegenteil könnte sich diese Haltung einer umfassenden ‚Vorsichtigkeit‘ ange-
sichts der Konfliktträchtigkeit von globaler Ungerechtigkeit oder angesichts der Selbstgefähr-
dung der Menschheit durch die Rückwirkungen verdrängter Zerstörungspotenziale (Umwelt!) 
längerfristig als eine Art Realismus höherer Ordnung herausstellen, mit dem die Kirche jene 
Verantwortung für die Welt angemessen wahrnimmt, zu der CA 16 die Christen aufgerufen 
sieht. 


